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Abend Ausgabe. 


Deutſcher Reichstag. 
48. Blenar-Sigung vom 19. Mai. 
Präſident Dr. v. Fordenbeck eröffnet die 
Eigung um 11 ¼ Uhr mit geſchäftlichen Mitthei⸗ 


en. 
Am Bundesrathötiihe: Staatsſekretär v. Bü⸗ 
low, Staatsſekretar Dr. Friedberg, Präſident des 
Reichs kanzleramts Staatsminiſter Hofmann und meh⸗ 
rere Kommiſſare. 
Tagesordnung: 
J. Dritte Berathung des Geſetzentwurfs be⸗ 
‚ teifend den Uebergang von Geſchäften auf das 
Reichsgericht und des Uebereinkommens zwiſchem dem 
deutſchen Reich und Großbritannien wegen Unter⸗ 
drückung des Handels mit afrikaniſchen Negern. 

Beide Vorlagen werden definitiv genehmigt. 

II. Bericht der Wahlprüfungs⸗Kommiſſion über 
die Wabl im 8. Wahlkreiſe des Reg.-Bez. Frank⸗ 
furt a. O. (Kreis Sorau). 

Die Wahlprüfungskommiſſion hat mit Rückſicht 
auf die zahlreichen, bei dieſer Wahl vorgekommenen 
Unregelmäßigkeiten und Wahlbeeinfluſſungen bean- 
tragt, die Wahl des zum Abgeordneten proklamir⸗ 
ch Nittergutsbejipers Schön für ungültig zu er⸗ 

Aren. a 

Abg. v. Geß und Genoſſen beantragen da⸗ 

gegen die Gültigkeitserklärung der Wahl. Der An- 


tragſteller ſtellt jede Wahlbeeinfluſſung, ſowie eine 
ee der Wahlfreiheit entſchieden in 
rede. 


verweiſt 
Blatte 


' due anne Ai Bande; eine Benennen 


die Jula offizieller Kandidaten zurückweiſen. 
Er bitte 1 des Antrages der 
miſſion. . 
das echt gewa 
Staatsbürger, ſich an der Wahl zu bethetligen. So 
lange der Beamte nicht ſeine amtliche Eigenſchaft bei 
der Wahl benutzt, übt er nur ein Recht aus, wie 
es jedem Staatsbürger zuſteht. a 
Abg. Frhr. v. Heereman bedauert, daß 
in Antrag Geß überhaupt gert worden if. Die 
N üfungskommiſſion habe bei Prüfung der Wah⸗ 
den ſtets einen objektiven Standpunkt eingenommen, 
in gewiſſer Weiſe als ein Richterkollegium die Sache 
durhandelt und habe von jeder Parteifaſſung abge⸗ 
ehen. In dem vorliegenden Falle handele es ſich 
| um eine direkte Wahlbeeinfluſſung Seitens der Re⸗ 
kung. Man möge die Sache auslegen wie man 
belle, der inet: Kern jei ein folder Sobam en 
kamter mit einer ſolchen Erklärung auftritt, be⸗ 
t er die Autorität des Staates, und das ſei 
mulaſſig. Wenn der Herr Präſident des Reichs⸗ 
amts in dieſer Bekanntmachung, unterzeichnet: 
N Landrath“, eine amtliche Handlung nicht er⸗ 
laden kann, ſo frage er, wie ſich die Regierung 
ungekehrt den Fall denkt, wenn derſelbe Landrath 
ae Belanntmachung g 4 gen die Regierung ge- 
Het hätte (Sehr richtig! und Rufe: Kreisrichter!) 
Nn. meine Herren, ein Kreisrichter kann doch nicht 
einem Erkenntniß die Wahl eines Kandidaten 
at hlen (Heiterkeit.) Ich bitte, nehmen Sie den 
ag der Kommiſſion an. 
uu Abg. ». Schöning halt die Auffaſſung, 
5 es ſich hier um ein amtliches Schriftſtück han⸗ 
tante für nicht zutreffend. Es ſei eine einfache Be⸗ 
achung, die der Landrath in ſeiner Eigenſchaft 
Wähler erlaſſen. Er empfehle die Annahme 
ages Geß. 
Aus Abg. Windthorſt⸗ Meppen: Eine ſolche 
tufforderung in dem amtlichen Organ eines Bezirks 


ann 
den 
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4 6 Bee 1. Jult 1869 
enthält im Art. 11 die Beſtim: 75 daß Abände⸗ 


Wochen vor dem Inkrafttreten bekannt gemacht wer 


ich abſolut nicht für zuläſſig erachten. Der 
inte kann als Einzelperſon ſeine Meinung äußern, 


aber in ſeiner amtlichen Eigenſchaft darf er dies 
nicht. Der Beamte muß ſich jeder Wahlbeeinfluſſung 
enthalten. Ich bin erſtaunt geweſen, wie Herr Mi⸗ 
niſter Hofmann zu einer ſolchen Auffaſſung kommen 
konnte. Zu einer anderen Zeit habe ich vom Bun⸗ 
desrathstiſch eine ſolche Auffaſſung nicht vernommen. 
Wenn ein Geiſtlicher irgend eine Aeußerung zu 
Gunſten eines Kandidaten machte, wurde die Wahl 
unnachſichtlich kaſſirt. Daran möchte ich die Herren, 
welche heute den Antrag auf Gültigkeitserklärung 
unterſtützt haben, erinnern. Es liegt hier unzwei⸗ 
felhaft eine Wahlbeeinfluſſung vor und deshalb 
werde ich gegen die Gültigkeitserklärung der Wahl 
ſtimmen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. ö 

Die Abſtimmung iſt eine namentliche. Bei 
derſelben werden 84 Stimmen für und 191 gegen 
die Gültigkeit der Wahl abgegeben, die Wahl des 
Herrn Schön iſt ſomit kaſſirt. 


Das Haus tritt in die erſte Berathung des ein 


Gefepentwurfs über die vorläufige Einführung von 
Aenderungen des Zolltarifs. 

Dieſe erſten beiden $$ lauten: 

$ 1. Eingangszölle von bis dahin zollfreien 
Gegenſtänden und Erhöhungen beſtehender Zölle, 
wegen deren Einführung dem Reichstag ein Gejeh- 


entwurf zur Beſchlußfaſſung vorgelegt iſt, können di 


mit Zuſtimmung des Bundesraths und des Relchs⸗ 


tags durch Anordnung des Reichskanzlers vorläufig] 


in Hebung geſetzt werden. j 

$ 2. Der Antrag auf Etthellung der nach 
s erforderlichen Zuſtimmung des Reichstags be 
darf nur einmaliger Berathung und Abſtimmung. 
Der Reichstag kann > abſoluter Stimmenmehr⸗ 
heit beſchließen, daß die | 
an demſelben Tage ſtattfinden ſoll, an welchem der 
mee ee e 
f N uglera 

as Zollgeſetz 


Hofmann: 


247 


l N 
ter 


N an 
mts Staatsmin 


rungen des Zolltarifs in der Regel mindeſtens acht 


5 


den ſollten. Dieſe Faſſung des Geſetzes laßt er: 


kennen, daß man damals ſchon von der Anſicht aus⸗ 
ging, es würde unter Umſtänden nicht möglich ſein, 
die regelmäßige Friſt von acht Wochen inne zu hal⸗ 
ten. Solche Fälle, daß die Friſt abgekürzt werden 
muß, um das Öefep ſeinen Zweck erreichen zu laſſen, 
liegen beſonders dann vor, wenn es ſich um die 
Einführung neuer oder um die Erhöhung beſtehender 
Zölle handelt und zu befürchten ſteht, daß ohne eine 
raſche Inkraftſetzung des Geſetzes durch eine Mehr⸗ 
einfuhr weit über den regelmäßigen Bedarf hinaus 
die Zolleinnahmen, die man für's Reich geſtellt, in 
Frage geſtellt werden und die Wirkung des Geſetzes 
durch eine auf Spekulation beruhende Mehreinfuhr 
aufgehoben werde. Ein folder, Fall liegt in 2 
Augenblicke vor, denn es unterliegt keinem Zweifel, 
daß die Zwiſchenzeit zwiſchen den Beſchlüſſen des 
Reichstages und dem Inkrafttreten des Geſetzes be⸗ 
nußt wird, um weit über den Bedarf hinaus noc 
unter den beſtehenden geringeren Zollſätzen Waaren 
in großer Menge einzuführen, die künftighin höher 
beſteuert werden. Dieſe Beobachtung hat die ver⸗ 
bündeten Regierungen veranlaßt, Ihnen den vor⸗ 
liegenden Geſetzentwurf in Vorſchlag zu bringen, 
allerdings nicht in der Abſicht, demſelben lediglich 
in Beziehung auf ſolche Gegenſtände Wirkſamkeit zu 
geben, um die es ſich bei der jetzigen Zollreform 
handelt. Die Regierungen ſind vielmehr ven der 
Anſicht ausgegangen, daß es ſich empfiehlt, eine all- 
gemeine Einrichtung zu treffen, die auch in zukünf⸗ 
tigen Fällen benutzt werden kann. Wenn wir uns 
darauf beſchränken wollten, etwa den im Zollvereins⸗ 
geſez vorgeſehenen Termin zu beſchränken, und ein 
Geſetz mit ſeiner Publikation ſofort in Wirkſamkeit 
treten zu laſſen, jo würde das keineswegs den beab⸗ 
ſichtigten Erfolg haben. Es bleibt uns durchaus 
nichts Anderes übrig, als eine proviſoriſche Einfüg- 
rung der neuen, teſp. erhöhten Zollſätze, ehe noch 


das neue Zolltarifgeſetz in Wirkſamkeit geſetzt wer⸗⸗ 


den kann. Es iſt früher bereits von dieſer Stelle 
aus darauf hingewieſen worden, wie die Spekulation 
ſich der Sache bemächtigt hat, und wie namentlich 


u befürchten ſteht, daß eine enorme Menge von] da 
zu befürchten ſteht, daß e g Jung in den 


Il bar erſcheint. 


ſchottiſchem und engliſchem Roheiſen eingeführt wer⸗ 
den wird, wenn nicht der Spekulation ein Riege 
vorgeſchoben wird. Wie weit dieſe Spekulation 
geht, dafür giebt es einen neuen Beweis. Dem 
Herrn Reichskanzler liegt zufällig das Zirkular einer 
Firma aus Lübeck vor — ich will ſie nicht nennen, 


Dienſtag, den 20. Mai 1879. 
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ſum ihrer Spekulation nicht Vorſchub zu leiſten —, 
worin es heißt: „Der bevorſtehende Zoll auf Holz 
und die gegenwärtigen billigen Holzpreiſe veranlaſſen 
mich, bei Ihnen anzufragen, ob Sie geneigt find, 
ide der neue Zolltarif in Kraft tritt, ſich für einige 
Zelt mit fertigen ſchwediſchen Thüren zu verſehen“, 
— folgt eine außerordentlich billige Preis notirung. 
weit geht die Spekulation, um die jetzigen nie⸗ 
drigen Zollſäte noch möglichſt auszunutzen. Einem 
olchen Streben entgegenzutreten iſt nicht blos ein 
Hebot der Klugheit, weil uns ſonſt die Vortheile 
neuen Tarifs zum Theil entgehen, ſondern auch 
te Forderung der Gerechtigkeit, weil Diejenigen, 
bie aus irgend einem Grunde von einer derartigen 
bu ation keinen Gebrauch machen können, jonft 
enltſchieden benachtheiligt werden würden zu Gunſten 
Anderen. Ich darf annehmen, daß der Ge- 
des Geſetzes im Großen und Ganzen Ihre 
ligung finden wird, es kann nicht Ihre Abſicht 
Ihre Beſchlüfſſe in der zweiten Leſung ſofort 
ſobeuten zu laſſen durch ſpekulative Einfuhr und 
mit die Wirkung des Geſetzes abzuſchwächen. Hat 


De 


A 
dan 


Jaun der Grundgedanke des Geſetzes Ihre Bewilli⸗ 


gung, dann wird es auch nicht ſchwer ſein, ſich über 
vie Modalitäten und die Mittel zu verſtändigen, 
dic nothwendig ſind, um die Zollreform unverkürzt 
führen. Ich will jetzt in der allgemeinen 
g batte nur einen Punkt aus den Einzelheiten des 
Mees hervorheben, das Verhältniß der verbünde⸗ 
den Regierungen zu der Autonomie des Reichstages 
lich der Regelung ſeiner 

verbündeten Regierungen haben ſich nicht ver⸗ 
At, daß durch § 2 eine Abweichung herbeigeführt 
hd von dem verfaſſungsmäßigen Grundſatz, wo⸗ 
. ſeine Geſchäftsordnung ſelbſt re⸗ 
Die Regierungen würden Ihnen eine ſol 
ee e ee 


f 


Aktionsfähigkeit nöthig wäre, die gerade die Haupt⸗ 
ache iſt, diejenigen Schranken zu beſeitigen, wie ſie 
Ihre Geſchäftsordnung heute aufſtellt. M. H., es 
handelt ſich um zwei Abweichungen; erſtens ſollen 
Anträge auf proviſoriſche Einführung von Zollſätzen 
nicht mehr einer dreimaligen Berathung bedürfen, 
und zweitens ſollen derartige Anträge, wenn die 
Mehrheit es will, ſofort und nicht erſt am dritten 


1 


| Tage zur Berathung gelangen dürfen. Nach beiden 


Ricptungen hin liegt es auf der Hand, daß, wenn 
ein Geſetz recht ſchnell in Wirksamkeit . werden 
die Geſchäftsordnung abgeändert werden muß. 
Denn nach § 25 der letzteren hängt es in jedem 
einzelnen Falle von einer Vereinigung zwiſchen Bun⸗ 
desrath und Reichstag ab, ob ein Geſetzesantrag des 
Bunkesraths in einmaliger ſtatt in dreimaliger Be⸗ 
rathung erledigt werden kann. 


nach 


1 wird, ausnahmsweiſe und ohne Präjudiz für 
macht. 
die 


die 


Allein die Regierungen haben geglaubt, daß 
Intereſſen, die hier auf dem Spiele ſtehen, doch 
9 genug ſeien, um an den Reichstag wenigſtens 
Frage richten zu dürfen, ob er geneigt jei, in 
pieſem Falle darauf einzugehen, daß die Geſetzgebung 
einen Theil ſeiner Geſchaftsordnung abändere. Das 
Geſetz, wie es aus dem Bundeerathe an Sie ges 
langt iſt, iſt weiter Nichts als eine Frage an 
Sie, ob Sie in gewiſſen Fällen auf Ihrer Auto- 
nomie beſtehen oder nicht. Ich kann Sie nur drin- 
gend bitten, dem Entwurje Ihre Zuſtimmung zu 
ertheilen. 


Abg. von Bennigſen: Ich erkläre in 
lebereinſtimmung mit der größten Anzahl meiner 
Freunde, einerlei ob Frelhändler oder Schußzöllner, 
uns der Entwurf im Weſentlichen, ſo wie er 
§ 1 und 2 vorgelegt iſt, nicht annehm⸗ 
; Der Gedanke, von dem die verbün- 
veten Regierungen ausgegangen find, die Tendenz, 
bie fie Damit verfolgen, mag ja auf die Zuſtim⸗ 
mung hier im Haufe rechnen können, wenn es ſich 
darum handelt, 


Geſchäftsordnung. 


en, daß es un Intereſſe der raſchen diskret zu banden, — eh en- babe. ur | 
— die national- 


Nr. 232 


tende Erhöhung eines 
lationen und Geſchäfte 
die geſunde Konkurrenz, 
digen können. 
Mehrheit des Reichstages ſicher; 


„ 


Zolles bevorſteht, Spelu- 
zu verhindern, welche ſowohl 
als den Fiskus ſchwer ſchu⸗ 
So lange iſt die Zuſtimmung der 
daß uns in dieſer 


Richtung etwas vorgelegt werde, haben viele von 


uns lange erwartet, und 
nicht ſchon ſeit Wochen und Monaten geſchehen iſt. 


ſich nur gewundert, daß es 


(Hört, hört!) Die Richtung aber, in der die Vor⸗ 


lage dieſe Abſicht verfolgt, 
$.1 will nicht blos Beſtimmungen treffen für die 
jetzige wirthſchaftliche Situation * 
vorlage der Regierung, ſondern 


konnen wir nicht billigen. 


oder für die Tarif⸗ 
für alle Zukunft; 


und nicht blos für einige wichtigere Artikel, für 


welche von vornherein das allgemeine Intereſſe feſt . 
ſteht, ſondern ganz indistinete für ſämmtliche Ar⸗ 


tikel, auf die man hohere Zölle legen will. Weiter 
enthält § 2 ohne alle Noth namentlich bei der jetz 


gen Geſchaftslage eine Abänderung der Verfaſſung“ 
und einen erheblichen Eingriff in die Gerechtſame 
des Reichstages. Warum unſere ſchon jo ſchwierige“ 
vage noch durch dieſen doppelten Eingriff kompli⸗ 
ziren? War es denn nicht möglich, — Reichs ⸗ 
verfaſſung und Geſchäftsorvnung wären dabei ganz 
intakt geblieben — früher von der Mehrheit einen 


Beſchluß durch eine Geſetzesvorlage zu erlangen, lange 
bevor die Steuer. und Zollvorlagen an das Haus 
kamen, des Inhalts — 


vom Tabak — den Bundesrath in dem Momente, 


hieß es, er erwäge die Sache; jetzt, nachdem ſo lange 
eine ſolche Vorl 

der ich beſtimmt behaupte, daß er Parteien — 
Hauſe durch ihren Inhalt auf's Aeußerſte überrascht 
worden ſind. Der Herr Minifter Hofmann hat 
darauf hingewieſen, daß dieſe Beſtimmungen des 
. 2, welche den Reichstag in ſeinem verfaſſungs⸗ 


mäßigen Rechte beſeitigt, angenommen werden müßte, 


wenn man den Zweck erreichen wolle und daß das 
auch ſo bedenklich nicht jei. 
rungen es unbedenklich fanden, Wochen und Mo⸗ 


Ja, wenn die Regie- 


nate lang die Frage ruhen zu laſſen und jene ge⸗ 


fährlichen Geſchäftsmanipulationen ruhig ihren Gang 
gehen ließen, dann, glaube ich, kann doch auch der 
Reichstag ſich zweimal überlegen, ob er ſich kurzer 
Hand ſeine Rechte nehmen laſſen ſoll. Auch im 
regelmäßigen Geſchäftsgange kann ein Geſetzentwurf 
in fünf Tagen Geſetz ſein. Am dritten Tage nach 
dem Eingange 
zweite, und am fünften die dritte Berathung vor⸗ 
nehmen. ‚Zt die Zuſtimmung des Bundes raths 
ſicher, ſo kann noch an demſelben Tage der Bun⸗ 


kann die Majorität die erſte und 


desrath zuſammentreten und die Annahme des Ge⸗ 


ſetzes ausſprechen. Hat man alſo Wochen und Mo- 
nate gewartet, ſo wird man auch wohl noch fünf 
Tage ſich gedulden können. 


Anſicht, daß der Reichstag noch immer die Ver⸗ 


Dagegen bin ich der 


pflichtung habe, das Seinige zu thun, um weiter 


für den Fiskus und für die legitime geſunde Kon⸗ 
kurrenz nützliche Einrichtungen zu treffen, dadurch, 


daß man höhere Zölle vorläufig erhebt. Am wich- 


tigſten erſcheint mir dies beim Tabak. Ich halte 


allerdings dafür, daß auch bei anderen Artikeln die 


Möglichkeit nachgewieſen werden kann. In Bezug 
auf den Tabak wird auch noch am leichteſten Ueber⸗ 


einſtimmung zu erreichen ſein. Wie mich Sachver⸗ 


ſtändige verſichert haben, iſt es für die Tabaks-a⸗ 


brikanten, ſo groß die eingeführten Vorräthe auch 


ſein mögen, nothwendig, daß von der letzten Erute, 


der Miſchungen der verſchiedenen Sorten wegen 


noch bedeutende Quantitäten hereinkommen müſſen N 


jo in den nächften Wochen ein erheblicher Theil der 


naten ein erheblicher Theil von Java. 


letzten Ernte von Amerika und in den nächſten Mo⸗ 


Da bis 
in dem Augenblicke, wo eine bedeu- "zum Abſchluß unſeres Tabaksſteuergeſetzes noch 89 


Ma 
dg Dr. Braun: 
eine Verfaſſungs⸗Aenderung. 


* 


deu Handel in ewiger Ungewißheit erhalten. 


man in die Autonomie des Reichstages eingreift 
iftsordm e ar 


i e ſchlägt, wie 
Ruf: zur 


ich in der Minorität bin. 


pblüßen. 


bis 8 Wochen verfließen werden, jo find wir bereit, 
unter Berückſichtigung der oben erwähnten Verhält⸗ 
e nlſſe zu überlegen, wie weit eine Sperrmaßregel 
möglich iſt. So weit wird man dem Bedürfniß 
entgegenkommen, nicht aber auf Grund dieſer Vor⸗ 
llage. Ich ſtelle es dem Haufe anheim, entweder im 
Plenum zu berathen oder von einer Kommiſſion be- 
= rathen zu laſſen, welcher oder welche Artikel dieſer 
Maßregel unterworfen werden ſollen. Bei ſchleu⸗ 
v niger Berichterſtattung werden wir wahrſchein 
lich ſchon Ende dieſer Woche Beſchluß faſſen 
Lloönnen. 

a Abg. Windthorſt: Die Tendenz des Ent ⸗ 
wurfes, der Eingriff in alle Geichäftsbeziehungen in 
"solchem Umfang und ſolcher Schärfe in böchſt be⸗ 

. dentlich; der Modus der Nachſteuer, bisher in jol- 
chen Fragen angewandt, iſt allervings nicht minder 
bedenklich; überdies iſt noch leineswegs ſicher, ob 
der gegenwärtige Entwurf die Ausſteuer ausſchließt. 
Darüber jetzt zu ſprechen, wäre ſehr verfrüht, man 
muß jetzt in allen ſeinen Aeußerungen fehr vorſich⸗ 

= fig ſein! (Große Heiterkeit.) Man hat ſehr rich⸗ 
lg geſagt, daß die bisher abgeſchloſſenen Spekula⸗ 
tlonen eine Prämie für Diejenigen find, die ihr 
Schüſchen im Trocknen haben; Diejenigen ſollen 
etzt getroffen werden, deren Ladungen noch auf der 
See fahren. (Sehr richtig!) Die Mißſtände, die 
im Allgemeinen bei jeder Ueberführung in ein neues 
Syſtem auftreten, können leicht durch falſche Maß⸗ 
regeln noch vermehrt werden, darum muß die Sache 
z einer Kommiſſion zur Prüfung übergeben werden 
und zwar am Beſten der Tarif⸗Kommiſſion. So 
zuſtimmend wie Herr von Bennigſen kann ich mich 
„ nicht äußern, aber ich lehne auch nicht ab (Heiter- 
keit); ich will nur Maßregeln für den jetzigen Ta- 
rif bewilligen, nicht für immer; letzteres würde ja 
(Sehr 
richtig!) Den s 2 werde ich niemals annehmen. 
Sein autonomes Recht darf ſich der Reichstag auf 
leinen Fall beſchränken laſſen; gerade wenn die 
1 Kampfe recht lebhaft ſind, iſt dieſes Recht von un⸗ 
, geheurer Wichtigleit; gerade dann ſoll auch die 
„ Berfaſſung der feſte Punkt fein, an welchem alle an- 
deren Beſtrebungen ſcheitern. (Zuſtimmung.) Ob 
r nach unſerer Geſchäftsordnung die nöthige Schnel⸗ 
ligkeit gewährt wird, oder ob vielleicht ad hoc zur 
Beſchleunigung eine Beſchränkung der einzelnen Sta⸗ 
dien des Geſchäftsganges ausnahmsweiſe vorzuziehen 
it, mag erwogen werden; aber nichts von dauern⸗ 

t den Abänderungen. Wir haben ſchlimme Erfahrun⸗ 
n gen gemacht; um uns zu treffen, hat man Ver⸗ 

„ faſſungs. und Geſchäftsordnungs⸗Paragraphen ge⸗ 
ändert; wie wollen jetzt nicht Revanche üben, ſon⸗ 
dern jagen: je höher die Wogen des Kampfes ge- 
ben, un ſo höher ſoll die Verfaſſung und die 
„Geſchäftsordnung von uns gehalten werden! 
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wahr 


Die Vorlage involvirt 


ſollen Zölle nur in Folge eines Geſetzes erhoben 
werden; das ſoll geändert werden, und ebenſo will 


1 
[Mr 


indem man ihm ſeine Geſchäftsor 

« Tradition des Zolltarifes iſt es, daß er bhöchſte! 
„alle drei Jahre zu ändern if, nur am 1. Januar, 
und daß das acht Wochen vorher bekannt gegeben 


om 


wird. Freilich wir leben in einer Zeit, welche uns 


wdaus den Ueberraſchungen gar nicht herauskommen 
läßt. Man bat früher allerdings ſolche ſchnelle 
Z.ollgeſetzänderungen nie gewagt, am wenigſten an 
dem Tarif, welcher nicht von obskuren Männern 
e worden, nämlich von dem berühmten Hof⸗ 
„ maun (Heiterkeit), Johann Gottfried Hofmann un- 
es ter Vorſißz von Wilhelm von Humboldt, den wird 
doch keiner als Dunkelmann bezeichnen wollen. 
Heute ändert man freilich Alles ſehr ſchnell. Erſt 
»lamen die Heidelberger Konferenzen der deutſchen 
lanzlers, welcher deren Programm ignorirte und nur 
von Schupgöllen ſprach, dann kam der Tarif Varn⸗ 
ble, welcher theils joger über den Brief hinaus. 
ging; nun kommt die Aera Thüngen oder vielleicht 
Berger⸗Witten. (Heiterkeit) Dieſer Herr ſagt, 
man braucht ſich um die Minorität nicht zu küm⸗ 
mern, der iſt fo fegesfreubig, daß er ſchon los 
im ſtenographiſchen Bericht zu leſen iR. 

Sache!) Ja, meine Herren, ich wende 
mich gegen die Theorie, welche die Minorität nicht 
hören will, zumal es ſich um einen Entwurf han⸗ 
delt, nach welchem die Durchberathung in einer 
Sitzung geſchehen ſoll, wo alſo dann wahrſcheinlich 
gar kein Redner der Minorität zum Worte kommt. 
Wenn Sie nicht zu begreifen im Stande ſind, daß 
das zur Sache gehört, dann iſt das doch nicht 
meine Schuld. Ich habe ein langes parlamentari- 
ſtches Leben hinter mir, ich war oft in der Majori- 
ttt, aber auch oft in der Minorität; doch im erſte⸗ 
ren Falle habe ich immer jo geſtimmt und mich be- 
nuommen, wie ich behandelt zu werden wünſche, wenn 
Und Sie, meine Her⸗ 
rern, haben dazu beſonders Anlaß, Sie konnen ja 
ö ſehr bald wieder in der Minorität ſein; denn Sie 
bilden keine Partei, Sie ſind nur eine Koalition 
ad hoc. (Ruf: Zur Sache!) Man ſoll die Mi⸗ 
A norität anhören, aber nicht mit Schlägen repariren 
z wollen. In den Motiven berufen Sie ſich auf 


. 
b 
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England, ja wenn Sie uns die Machtfülle des die altdeutſche Flachsproduktion in's Leben zu rufen, [kein Geld zur 


eugliſchen Parlaments gewähren wollen, dann kön⸗ 
i nen und wollen wir auch der Regierung ſolche 
i Zollrechte zubilligen. Sonſt aber nicht. Sonſt 
dehalten wir wenigstens vorläufig unſere jetzigen 
=” Serfafungsmäßigen Rechte und wenn die Regierung 


ſich hat einen großen Fehler zu Schulden kommen 


flaſſen, dann wollen wir dieſe Verſchuldung nicht 
Und ſo verwerfe ich denn die Vorlage 
gans phrase. 

ae Präſident Hofmann: Der Abg. Braun ift 
a von der Sache doch etwas abgeſchweift, wenn er 


Nach der Verfaſſung 


ndert. | jes 


auf die verſchiedenen Ueberraſchungen zurückgegangen 
iſt, die dem deutſchen Volke bereitet ſind. 
jenigen, welche in den Gang der Dinge eingeweih 
waren, und dazu gehörten die in Heidelberg ver⸗ 
ſammelt geweſenen Finanzminiſter auch, ſind keines⸗ 
wegs überraſcht worden, auch nicht durch den Brief 
des Reichskanzlers vom 15. Dezember; der Reichs⸗ 
kanzler hatte ſeine Ideen vorher mitgetheilt, ehe er 
das Schreiben erließ. Wenn der Abg. Braun 
dann von einem Syſtem Varnbühler geſprochen hat, 
ſo iſt das doch nicht richtig. Das Prinzip der all⸗ 


2 


gemeinen Zollpflichtigkeit, das der Reichskanzler in 


ſeinem Schreiben aufgeſtellt hat, iſt in den Be⸗ 
ſchlüſſen der Tarifkommiſſion nicht verleugnet, es 
ſind nur diejenigen Ausnahmen gemacht worden, 
welche auch der Reichskanzler als zuläſſig und noth⸗ 
wendig bezeichnet hatte. Es wird Ihnen alſo nicht 
etwas Exorbitantes zugemuthet, ſondern nur eine 
nützliche Maßregel, die allerdings, wenn der Reichs ⸗ 
tag zuſtimmt, mit einer gewiſſen Aenderung der 
Geſchäftsordnung verbunden ſein ſoll. 

Abg. v. Kardorff: Wenn der Abg. Braun 
ſich auf den alten Zollverein beruft, fo hat er am 
Allerwenigſten ein Recht dazu, denn er hat es fertig 
gebracht, daß der Tarif in kurzer Friſt fünf ver⸗ 
ſchiedene Variationen durchmachte. Was die Ma⸗ 
jorität angeht, ſo iſt ſie ſtets bereit geweſen, die 
Ausführungen der Herren zu hören, ſelbſt wenn fie 
wie die Reden Bambergers und Richters bis zu 
drei Stunden Länge ſich ausdehnten. Ich bedauere, 
daß das Geſetz nicht gleich beim Anfang der Seſſion 
vorgelegt worden iſt. Wenn man das Geſeß an 
eine Kommiſſion verweilen will, ſo ſollte man es 
nicht an die Tarifkommiſſion verweiſen, ſondern an 
eine beſondere Kommiſſion von 14 Mitgliedern. 

Abg. Richter (Hagen): Ich wundere mich, 
daß von Denen, welche ſonſt in erſter Reihe über 
die Prärogative der Krone zu wachen vorgeben, 
Niemand darauf aufmerkſam gemacht hat, wie dieſes 
Geſetz auch in dieſe Prärogative eingreift. Bisher 
konnte keine neue Steuer und in Preußen ſelbſt 
kein lokaler Brückenzoll erhoben werden anders als 
nach einem durch den Monarchen gezeichneten Akt. 
Nach dieſer Vorlage ſoll die Unterſchrift des Reichs ⸗ 
kanzlers genügen. Wir wollen gerade jetzt d 
Prärogative der Krone auch nicht äußerlich ange⸗ 
taſtet ſehen. Schon vor Jahren hat Abg. Virchow 
darauf aufmerkſam gemacht, daß vielleicht aus d 
Stellung des Reichskanzlers ſich Anſätze zu eine 
gewiſſen Hausmaierthum entwickeln können, heute, 
wo dieſe Anſätze ſchon erkennbarer bervortreten, ſolltt 
man die formellen Rechte des Monarchen weiteren 
Volkskreiſen gegenüber am Wenigſten zurücktrete 
laſſen. Eine heilſame Folge hat das Geſetz: { 
ruhige Geſchäftsmann, welcher ſich bisher nicht um 
Politik gekümmert, muß nun endlich e 
kommen, daß eine ruhige, ſolide, und ftetige Ent⸗ 
wickelung des Geſchäftslebens in Deutſchland nich 
eher möglich ift, als bis das neue Regler! 
des Kantlers beſeitigt if. (Beifall links.) 

Abg. Dr. Ham macher: Der Vorredner 
meint, daß die deutſche Geſchäftswelt in Folge die⸗ 
baupte, fie war längſt darüber beunruhigt, daß die 
verbündeten Regierungen dem Reichstage noch kein 


Sperrgeſeß vorgelegt haben. (Sehr richtig) Ich 
ſtehe der ganzen Frage vorurtheilsfrei gegeniiber, füt 


1 


Ich bin für eine Verweiſung der Vorlage 
Kommiſſion; am geeignetſten würde ich die 
Kommiſſion balten, indeſſen habe ich auch geg 
eine beſondere Kommiſſion von 14 Mitgliedern 
nichts zu erinnern. 189 
Abg. Schröder (Lippſtadt) : Ich freue inich, 
daß auch der Abg. Braun jetzt von der Nothroen⸗ 
digkeit überzeugt iſt, daß man die Minor 
u ben müſſe, Niemand ift davon un überzeugt 
8 wir. Die Sperrgeſetzvorlage | namentlich 
in Bezug auf Tabak von und für Spekulanten ge- 
macht. 8 
Die Vorlage wird zur Vorberathung an die 
Tarif-Kommiſſion verwieſen. in 


liſche Spinnſtoffe mit Ausnahme der Baumwolle fret“, 


beantragen die Abgg. v. O w (Freudenstadt) und hatte 


v. Ludwig einen Zollſatz von 1 Mark pro 100 
Kilogramm. Uralpqh 
Abg. Freiherr v. Om „(Freudenſtadt) ſpricht 
ſich für den Zoll auf Flachs aus, weil nach dem 
Programm des Reichskanzlers nur die Dinge, die 
in Deutſchland gar nicht erzeugt werden, zollfrei ge⸗ 
laſſen werden ſollen. Das treffe beim Flachs 
zu. Außerdem ſei die Landwirthſchaft der Induſtrſe 
gegenüber ſehr zu kurz gekommen. Der Flachs bau 
müſſe geſchützt werden, denn er eigene ſich haupt⸗ 
ſächlich für den Kleinbetrieb, den man nicht genug 
ſchätzen und ſchützen könne. Redner bittet um An 
nahme ſeines Antrages. 
Abg. v. Ludwig: Nach dem vom Reiches 
kanzler aufgeſtellten Prinzip der allgemeinen Zoll / 
pflicht ſoll alles verzollt werden, was nicht im Lande 
wächſt; Flachs wächſt in Deutſchland, alſo muß 
ſeine Einfuhr verzollt werden. Es iſt an der Zeit, 


dazu gehört aber, um es ein Bischen deutlich aus- 
zudrücken, daß die wahnfinnige Einrichtung beſeitigt 
wird, die jetzt wieder auf ein Jahr beſtätigt ift, ich 
meine die zollfreie Rohleineneinfuhr, durch welche 
die Weber an der ſchleſiſch-otterreichiſchen Grenze in 
die größte Noth gerathen ſind. (Redner will nun⸗ 
mehr auf die allgemeine Stellung der Landwirth⸗ 


ſchaft im Tarif, beſonders darauf, daß ſie gegen⸗ 


über der Induſtrie ſehr zu kurz gekommen ſei, ein⸗ 
gehen, wird aber vom Vicepräſidenten Lucius zur 
Sache gerufen.) 


Städtetäge hat der Präſident von Forckenbeck ein 
Pronunciamento losgelaſſen und der Abg. Ludwig 


N Abg. v. 
‚| Beifall.) 


Abg. v. Ludwig fährt fort: Auf dem 


Löwe war gleich bei der Hand, den Präſidenten des 
deutſchen Reichstages zum Führer einer liberalen 
Vereinigung, zum Führer der deutſchen Antikornliga 
auszurufen. 

Vicepräſident Dr. Lucius: Ich kann nicht 
finden, daß die letzte Bemerkung zur Sache gehört 
und rufe den Redner mit den Wirkungen der Ge⸗ 
ſchäftsordnung zur Sache! 

Abg. v. Ludwig: Ich denke, daß die Anti⸗ 
kornliga ſich auf alle landwirthſchaftlichen Zölle er⸗ 
ſtrecken wird, und wenn der Präſident des Reichs⸗ 
tages — — — (Zurufe des Abg. Richter (Ha⸗ 
gen): Es ift unerhört, daß über den Präſidenten 
des Reichstages in dieſer Weiſe geſprochen werden 
darf! Große Unruhe.) 

Vicepräſident Lucius: Ich finde es nicht 
in der Ordnung, daß der Abg. von Ludwig eine 
Aeußerung, die außerhalb des Hauſes gethan wor- 
den iſt, in der Form anführt, daß er den betref⸗ 
fenden Herrn bezeichnet als Präſidenten des Reichs- 
tages; die Aeußerung iſt jedenfalls in einer ande⸗ 
ren Eigenſchaft gethan. Es iſt nicht in der Ord⸗ 
nung, den Präſidenten des Reichstages in dieſer 
Weiſe, namentlich in ſeiner Abweſenheit in die Dis⸗ 
kuſſion zu ziehen. (Beifall.) 

Abg. v. Ludwig: Der König Friedrich 
Wilhelm I. forderte feinen Sohn, als er in Kü⸗ 
ſtrin bei der Verwaltung thätig war, auf, ſich be⸗ 
ſonders darum zu kümmern, wie die Bauern leben, 
und wie ſie es möglich machen, ihre Steuern zu 
zahlen; da ſehen Sie die Redner, die hier heute 
in landwirthſchaftlichen Dingen reden; ſehen Sie 
ſich den Abg. Richter an. 
des Abg. Richter: Unwürdiges Poſſenſpiel !) Sehen 
Sie ſich den Abg. Bamberger an. (Große Un- 
ruhe; Rufe: zur Sache !) 

Vicepräſident Lucius ruft den Redner noch⸗ 


allgemeinen Ausführungen noch weiter ergeht, das 
Haus, ob es dem Redner das Wort noch weiter 
geſtatten wolle. 

Das Haus entzieht dem Redner das Wort. 
Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen. 

Abg. Richter (Hagen) zur Geſchäftsord⸗ 
nung: Der Abg. v. Ludwig hat einen Beſchluß des 


Reichstages, eine in Kraft beſtehende Einrichtung des 


deutſch⸗oͤſterreichiſchen Handelsvertrages „eine wahn⸗ 


präſidenten unterbrochen zu ſein. Ich wollte nun 
fragen, ob ein ſolcher Ausdruck parlamentariſch er⸗ 
laubt ift. 

Vicepräſident Lucius: Ich habe bei der im 
Hauſe herrſchenden Unruhe nicht verſtehen können, 
worauf ſich die Bezeichnung bezog; nachdem ich aus 


dem Stenogramm erſehen, daß damit allerdings eine 


beſtehen de Einrichtung bezeichnet war, ruft ich den 
N Ludwig nachträglich deswegen zur Ordnung. 


Abg. v». Karderff zur Geſchäftsordnung: 


bleiben. 

Die Anträge v. Ludwig's und v. Ow's wer⸗ 
den darauf abgelehnt und die Regierungevorlage 
genehmigt. 


Hierauf wird die weitere Berathung vom Haufe 


vertagt. 
Schluß 4½ Uhr. 
Nächſte Sitzung: Dienflag 11 Ur. 
Provinzielles. 
Stettin, 20. Mal. Die von dem Borfipenden 


laſſen. e 
— Geftern Vormittag kam auf den Lagerplatz 
der Firma Jacobs u. Stevenſon vor dem Ziegen⸗ 
thor ein Mann, der ſich als Handelsmann ausgab 
und von dem dortigen Hofinſpektor Megow 24 Ctr. 
Kartoffeln zum Preiſe von 54 Mk. gegen ſofortige 
Bezahlung kaufte. Er ließ dieſelben ſofort auf ein 
mitgebrachtes Fuhrwerk laden und daſſelbe dann 
fortfahren, während er ſelbſt noch zuruckblieb; die 
Bezahlung wollte er leiſten, nachdem er einem an⸗ 
weſenden Bekannten beim Einſacken von Kartoffeln 
geholfen; Megow glaubte dies, mußte jedoch nach 
kurzer Zeit erfahren, daß ſich der Unbekannte unter 
Mitnahme eines Sackes entfernt hatte. Er machte 
fi ſofort mit mehreren Arbeitern zur Verfolgung 
deſſelben auf und es gelang ihm, denſelben auf der 
Schiffbaulaſtavie zu ermitteln. Da derſelbe erklärte, 
Bezahlung zu haben, auch nicht zu 
wiffen, wohin der Fuhrmann mit den Kartoffeln ge⸗ 
fahren ſei, wurde er zur Revierwache gebracht, wo 
er angab, der Handelsmann Carl Rud. Zimmer- 
mann aus Grabow zu ſein; bei feiner Viſttation 
fand man 18 Mk., welche an Megow gezahlt wur⸗ 
den. Im Laufe des Tages gelang es, die Perſon 
des Wagenführers in dem Fuhrmann Ernſt Goſch 
aus Grabow zu ermitteln. Derſelbe war geſtern 
früh von Zimmermann zu der Fahrt angenommen 
(worden; nachdem die Kartoffeln aufgeladen waren, 
Porgte ſich Zimmermann von ihm die 18 Mk. und 


(Große Unruhe; Ruf 


mals zur Sache! und fragt, als derſelbe ſich in 


finnige Einrichtung“ genannt, ohne vom Herrn Vice⸗ 


(einige Andere begnadigen, welche auf dieſe Weist 


ließ die Kartoffeln nach der Oberwirk fahren, wo 
ſie verkauft werden ſollten. Nachdem dort Goſch 
lange vergeblich gewartet hatte, ſetzte er 8 Säcke 
Kartoffeln bei einem Fuhrherrn ab, um ſich für die 


18 Mk. ſchadlos zu halten, den Reſt fuhr er nach 


dem Geſchäftslokal des Zimmermann in Grabow, 
Gießereiſtraße 22, wo dieſelben auch noch vorge⸗ 
funden wurden. 

— In der Zeit vom 11. bis 17. d. Mts. 
find hierſelöſt 28 männliche, 21 weibliche Personen, 
in Summa 49 Perſonen polizeilich als verſtorben 
gemeldet, darunter 23 Kinder unter 5, und 14 
Perſonen über 50 Jahren. 

Vermiſchtes. 

— (Barifer Feinheiten.) Kürzlich fand in 
Paris eine Geſellſchaft bei dem Herzog von Broglit 
ſtatt, deren Programm ſo reichhaltig war, daß man 
— vier Abende hätte ausfüllen können. Den 

un machte ein Diner, zu welchem vorzu 
politiſche Perſoͤnlichkeiten geladen waren. — 4 
folgte ein dmpreuifirtes. Konzert, zu welchem eine 
große Anzahl neuer Güſte hinzukam. An das Kon⸗ 
zert ſchloß ſich ein Wohlthätigkeits⸗Bazar an. Dit 
vornehmſten Damen hatten den Verkauf übernommen. 
Die Herzogin von H. , im einer reizenden Robe 
aus weißer Seide mit Habit aus Pompadour - Crept 
de Chine, hatte ein Zelt mit friſchen Blumen inne. 
„Monſteur, dieſes kleine Roſenſträußchen paßt aus⸗ 
gezeichnet für Ihr Kuopfloch! — Da fehlt etwas!“ 
rief fie einem Herrn von der Börſe an. — „Ro 
ſtet?“ fragt dieſer lakoniſch zurück. — „Nur zwan⸗ 
zig Francs, eine Kleinigkeit für eine ſo ſchöne De⸗ 
koration. „Zu theuer,“ lautete jetzt ſcherzend die 
Erwiderung, „kann ich nicht die Hälfte bekommen? 
„Mais certainement, Monsieur,“ ſprach die Her 
zogin, ergriff die Scheere ihrer Nachbarin, ſchnitt dit 
obere Hälfte des Sträußchens ab und ſich graziös 
verneigend, offerirte fie dem Herrn die Stiele in 
feinem Stantol: „Voils pour dix francs, Mon- 
sieur,“ und es blieb dem verlegenen Geldmannt 
nichts übrig, als die Blumenſtielchen mit zehn Frs. 
zu erkaufen. Die Gräfin de G. . verwaltete einen 
Kiosk mit Erfrischungen. Der Andrang war bier 
ein großer und die Gräfin, in hellblauer Marqui⸗ 
ſen-Toilette, konnte kaum allen Wünſchen genügen, 
fo daß fie ſich Hülfe erbat, welche ihr Loutſon de 

5 „eine berühmte Schönheit, auch gern lei⸗ 
ſtete. Beide Damen hatten weiße Spitzen ⸗Schürzchen 
vor und es war ein köſtlicher Anblick, fie Thee und 
Limonaden einſchenken und verabreichen zu ſehen. 
„Buvez-en, Madame!“ rief der Fürſt von R 
der Gräfin zu, als fie ihm den gewünſchten Ther 
reichte. „Non. Monsieur le Prince, das könnte 
Sie ruiniren, ſcholl es über die Schalen mit Kon 
fituren und Kuchen zurück. — „Wie ſo, Komteſſe! 
— „ Weil eine ſolche Gunſt mir nur um tauſem 
Francs feil it!" — „Buvez toujours!“ ſchmun“ 
zelte der freundliche Greis und die Kaſſe der . 
ten Verkäuferin war um eine große Note reicher. 


Aeg ne 
Paris, 19. Mal. 


mune zu amneſtiren; die werde nur 
dem 5. Juni Rochefort, Valles, Blangui und 


nicht der Vortheile der theilhaftig werden 
0 Anıneftie theülbaftig 
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Kirche. Der Miniſter des Innern 
wortung der Interpellation hervor, daß 
vollkommene Uebereinſtimmung bezüglich 
ſchen Geſetzentwurfes und des Widerſtandes 5 
die Geiſtlichlett herrſche. Die Regierung | 
deſſen ihre Aufgabe verfehlen, wenn fie 
in dem Konkordate feſtgeſetzten Geſetzen 
verſchaffen werde. Der Miniſter fügte h 
die dem Erzbiſchof von Alx zugeſchriebenen Wort, 
die er bei feinem geistlichen Beſuche in Chateau“ 
renard und Vaucluſe gebraucht haben ſollte, ſich be“ 
ſtätigen würden, jo würde er den zuſtändigen Ge⸗ 
richten überwieſen werden. Lockroy ſprach dem Mi 
niſter ſeinen Dank für ſeine Erklärungen aus 

gab der Hoffnung Ausdruck, daß dieſelben nicht pla 
toniſcher Natur bleiben möchten. 

Der Senat hat die Wahl von zwei lebensläng 
lichen Senatoren auf den 27. d. angeſetzt. 

London, 19. Mal. Das Renter'ſche Buren 
meldet aus Simla von heute, Jacub Khan habe P 
den Unterlagen eines Friedensvertrages feine 30 
ſtimmung ertheilt, durch welchen die Hauptpunkte der 
engliſchen Politik in Betreff Afghaniſtans ſichergeſtell 
würden. 

London, 19. Mat. Unterhaus. Schatzkanzler 
Northcote erwiderte auf eine Anfrage Balfour's, del 
engliſche Geſandte in Perſien habe feine Entlafum 
genommen, ein Nachfolger ſei noch nicht deſignin⸗ 
Unterſtaatsſekretär Bourke antwortete Mills, die eng 
liſche Regierung habe Chili und Peru ihre guten 
Dienſte angeboten. Schatzkanzler Northcote beftätigf 
ſodann, daß die Unterlagen eines Friedens-Vertrs 
ges mit Jakub Khan vereinbart worden jelen. a 
hafter Beifall.) 
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